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Einleitung 

"International Law is the law which the wicked do not obey and which the righteous 
do not enforce." Abba Eban 1 

"EssentiaIly, legal rules are worth as much as the remedies available for their en-
forcement." Christian Tomuschat2 

Wenn die Entwicklungsstufe einer Gesellschaft daran gemessen werden 
kann, inwieweit die verfassungsmäßige Ordnung von einem zentralen Organ in 
effektiver Weise durchgesetzt wird, dann rangierte die internationale Gemein-
schaft der Vereinten Nationen trotz gegenteiliger Absichtserklärungen in der 
Charta in den ersten 45 Jahren ihres Bestehens auf primitivstem Entwicklungs-
niveau. 3 Die Bestimmungen des Kapitels VII, mit denen nach Vorstellung der 
Verfasser der VN-Charta dem erstmals umfassend geltenden Gewaltverbot zur 
Durchsetzung verholfen werden sollte, fristeten ein Mauerblümchendasein. 
Was das Herzstück der gesamten Konzeption des Systems der kollektiven Si-
cherheit hätte sein sollen, erschien als obsolet und als "toter Buchstabe"4. Es 
regierte die Macht des Stärkeren, mühsam kaschiert als immer neue Ausfor-
mung des Rechts auf Selbstverteidigung, das - von den Verfassern der Charta 
als Ausnahmeregelung, als "Sicherheitsventil", gedacht - zum Regelfall wurde. 

Mit Beendigung des Kalten Krieges waren die Bestimmungen des Kapitels VII 
der Charta der Vereinten Nationen quasi über Nacht wieder aktuell geworden. Der 
Sicherheitsrat, der vielen Beobachtern zu Zeiten der Ost-West-Konfrontation er-
schien wie "eine Schar finster entschlossener Kalter Krieger [ ... ], die bei jeder 
passenden oder unpassenden Gelegenheit - wie bei einem schlechten Skat - ihr 
Veto auf den Tisch des Hauses knallten und dadurch eine Wahrnehmung der in 
der UN-Charta vorgesehenen Aufgaben weitgehend unmöglich machten"5, war 
nicht mehr durch den Automatismus der Lagerbildung blockiert. 

1 Ehemaliger Botschafter Israels in den Vereinigten Staaten. Die Äußerung stammt aus ei-
nem Gespräch mit Edward R. Murrow, das am 20. September 1957 im Rahmen der Reihe "Person 
to Person" aufNBC ausgestrahlt wurde, zitiert nach von Glahn, Law Among Nations, 3-4. 

2 Tomuschat, Hague Lecture, 12. 
3 Tomuschat, Hague Lecture, 9: "One may rightly speak of a 'primitive' system if [ ... ] en-

forcement of rights ad duties is equally considered a matter that does not regard any third parties. 
When self-help is the ultimate recourse,justice and equity come under constant threat." 

4 Fischer, Artic1e 42, in: CotiPellet, Charte, 705; Beyerlin, Sanktionen, 727. 
5 Kühne, Blauhelme, 5. 
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Während noch bis Mitte der achtziger Jahre die beiden Supennächte prak-
tisch in jeden Konflikt Elemente eines Stellvertreterkrieges hineinprojizierten, 
hat die von Michail Gorbatschow eingeleitete radikale Umbewertung der au-
ßenpolitischen Interessen der damals noch existierenden Sowjetunion Ende des 
Jahrzehnts zu einer völlig neuen Situation im Sicherheitsrat geftihrt.6 Statt auf 
Bewahrung des status quo - notfalls auch durch Konfrontation - zu setzen, 
suchte die Sowjetunion verstärkt die Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und 
außenpolitischem Gebiet, gerade auch mit dem bisherigen Erzrivalen, den Ver-
einigten Staaten.? Michael Bothe hat Saddam Hussein treffend als erstes Opfer 
dieser neuen Konstellation bezeichnet. 8 

Auch wenn sich das neue Einverständnis zwischen der Sowjetunion und den 
Vereinigten Staaten schon vor dem August 1990 positiv auf die Handlungsfa-
higkeit des Sicherheitsrats ausgewirkt hatte9, war es letztlich erst die unerwartet 
bestimmte und schnelle Reaktion des Sicherheitsrats auf die irakische Invasion 
in Kuwait, die für eine Wiederbelebung des totgesagten Kapitels über die 
Zwangsmaßnahmen der Vereinten Nationen sorgte. Die Verwirklichung des 
vor 45 Jahren in der Charta der Vereinten Nationen avisierten Systems der 
kollektiven Sicherheit schien vielen Beobachtern zum Greifen nahe gerückt. 

Die anfängliche Euphorie über das Funktionieren des VN-Sicherheitsmecha-
nismus im Falle der irak ischen Aggression gegen Kuwait wich jedoch schnell ei-
ner realistischen Haltung der Mitgliedsstaaten. Zunehmend wurde auch Kritik an 
den Aktionen des Sicherheitsrats im Golfkonflikt laut. Diese Kritik kam aus un-
terschiedlichen Lagern und setzte an ganz verschiedenen Punkten an: Vor allem 
die arabischen Staaten vertraten die Auffassung, daß im Golfkrieg nicht Kuwaits 
Selbstbestimmungsrecht und territoriale Integrität verteidigt worden seien, son-
dern handfeste geopolitische und wirtschaftliche Interessen der westlichen Welt. 
Speziell die USA hätten die Vereinten Nationen zur Durchsetzung dieser Interes-
sen instrumentalisiert, ja mißbraucht, um den Irak als Vertreter der arabischen 
Welt zu erniedrigen. So geriet die von George Bush prophezeite neue Weltord-

6 Bothe, Golfkrise, 5; eine detaillierte Beschreibung der Evolution der UN-Politik der Sowjetunion 
ist enthalten in Franck, Prospects, 604 ff., der einen Artikel Michail Gorbatschows vom September 1987 
als ersten Ausdruck des neuen sowjetischen Denkens zitiert, in dem der damalige Staats- und Parteichef 
sich stark an die Vorstellungen des ehemaligen UN-Generalsekretärs Dag Hammerskjöld anlehnt und 
die Funktion der Vereinten Nationen als die eines "place for the mutual search for a balance of dif-
fering, contradictOl)', yet real, interests of the contemporary community of states and nations" be-
schreibt. Vom selben Autor stammt auch die beste Zusammenfassung der sowjetischen Umsetzung 
dieses neuen Verständnisses der Vereinten Nationen, vgl. Franck, Soviet Initiatives, 535 ff. 

7 Bothe, Golfkrise, 4. 
8 Ebd. 
9 Kühne, Blauhelme, 2, zitiert Statistiken, nach denen das Veto von den ständigen Mitglie-

dern insgesamt 250mal gebraucht wurde, "mit der Sowjetunion als klarem Spitzenreiter"; vgl. je-
doch Schmidt, VN-Krisenmanagement, 32, der darauf hinweist, daß das Veto während der achtzi-
ger Jahre fast nur noch von den Vereinigten Staaten, hauptsächlich zum Schutz Israels, eingesetzt 
wurde und daß das bisher letzte Veto am 31. Mai 1990 wiederum von den USA gegen eine Ver-
urteilung Israels eingesetzt wurde. 
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nung in den Verdacht, nichts weiter zu sein als eine geschickt verpackte Vari-
ante neo-imperialistischen Großmachtstrebens. 

Gleichzeitig geriet die Praxis des Sicherheitsrats in das Visier der Charta-
Puristen, die bemängelten, daß sich das Gremium bei der militärischen Durchset-
zung seiner Resolutionen gegenüber dem Irak nicht an das in Kapitel VII vorgese-
hene Verfahren gehalten habe. Diese Kritik war insofern berechtigt, als die Kol-
lektivaktion gegen den Irak selbst bei wohlwollender Betrachtung nur wenig mit 
den militärischen Zwangsmaßnahmen gemeinsam hatte, wie sie Kapitel VII 
der Charta vorsieht: Am Persischen Golf wurde nicht eine internationale Ar-
mee unter Führung des Sicherheitsrats zur Wiederherstellung des Weltfriedens 
tätig, sondern eine multinationale Streitmacht unter Führung der Vereinten 
Staaten, die keinerlei Kontrolle durch den Sicherheitsrat unterworfen war. 

Wohl auch deshalb wurde die Praxis des Sicherheitsrats im Golfkonflikt von 
der Mehrheit der Beobachter zwar als entscheidende Stärkung der Glaubwür-
digkeit des VN-Systems der kollektiven Sicherheit interpretiert. 1O Ihr wurde je-
doch wenig Präzedenzwirkung für zukünftige Zwangsmaßnahmen der Ver-
einten Nationen eingeräumt. Es handle sich, so lautete eine weitverbreitete 
Meinung, um eine mehr oder minder zufällig zustandegekommene Überein-
stimmung von Interessen, die keineswegs als ein Ausdruck veränderter Ein-
stellung der Ständigen Mitglieder gegenüber dem VN-Sicherheitssystem ver-
standen werden dürfe. 11 

Heute, rund vier Jahre nach Beginn der Militäroperationen gegen den Irak, 
hat sich diese Prognose - leider - als zutreffend erwiesen. Zwar hat der Sicher-
heitsrat in den vergangenen Jahren noch mehrmals von seinen in Kapitel VII 
vorgesehenen Befugnissen der Friedenssicherung durch militärischen Zwang 
Gebrauch gemacht. Diese Einsätze haben jedoch die Schwächen der seit dem 
Golfkrieg praktizierten modemen Interpretation des Kapitels VII als einem fle-
xiblen Instrument zur Durchsetzung der Resolutionen des Sicherheitsrats zuta-
ge treten lassen. Kritische Beobachter bemängeln daran vor allem das Fehlen 
einer glaubwürdigen Gesamtkonzeption für zukünftige Militäreinsätze. Die 
bisherige Praxis des Sicherheitsrats wird als "episodic, incremental and not 
based on agreed knowledge or on consensual goals" beschrieben. 12 

In der Tat scheinen die Mitgliedsstaaten nicht bereit, das Konzept der kollekti-
ven Sicherheit grundsätzlich zu überdenken und strukturelle Verbesserungen zu 
diskutieren. Durchaus vorhandene Denkanstöße in diese Richtung, wie sie etwa 
die Agenda for Peace des Generalsekretärs vom Juni 1992 enthielt, fanden keine 
oder nur sehr geringe Resonanz. Der Sicherheitsrat scheint nicht in der Lage oder 

10 Russelt/Sulterlin, New World Order, 82. 
11 Vgl. exemplarisch fur diese Auffassung die Einschätzung von Reisman, Allocating Com-

petences, 40. 
12 Haas, Conflict Management, 80. 

2 Bauer 


	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	Einleitung

